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Die weitere Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege 
erfordert eine höhere Qualität der Rechtsprechung 

Die große Bedeutung, die der Staatsrat dem sozialisti­
schen Recht und der sozialistischen Gesetzlichkeit bei­
mißt, zeigte sich bereits in der Programmatischen Er­
klärung des Vorsitzenden des Staatsrates vom 4. Ok­
tober 1960, in der grundlegende Ausführungen über 
das Wesen des neuen Rechts der sozialistischen Demo­
kratie, über unsere Gerechtigkeit und Rechtsordnung 
enthalten sind. Diese Bedeutung wird jetzt nachdrück- -
lieh durch den Beschluß des Staatsrates über die wei­
tere Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege vom 
30. Januar 1961 unterstrichen, dessen Durchsetzung die 
wichtigste Aufgabe der Justizorgane auf dem Wege 
ihrer Entwicklung zu sozialistischen Staatsorganen 
ist». 
In seiner 5. Sitzung am 30. Januar 1961 würdigte der 
Staatsrat die bisherige Arbeit der Justizorgane, die seit 
der Babelsberger. Konferenz große Anstrengungen 
unternommen haben, um das Niveau ihrer Tätigkeit 

)) auf die Höhe der politischen Aufgaben zu heben. Der 
Staatsrat bestätigte die Einschätzung des Ministers der 
Justiz, j,daß -unsere Strafverfolgungsorgane darum 
ringen, bei ihren Entscheidungen den jeweiligen poli­
tischen, kulturellen und ökonomischen Entwicklungs­
stand zu berücksichtigen, und daß, im ganzen gesehen, 
ihre Praxis in Übereinstimmung mit der Höhe unserer 
gesellschaftlichen Entwicklung steht"3. 
In der neuen Etappe unserer Arbeit, der die Erklärung 
der Moskauer Beratung der kommunistischen und 
Arbeiterparteien, die Materialien des II. Plenums des 
Zentralkomitees der SED, die Programmatische Erklä­
rung und der Beschluß des Staatsrates ihr Gepräge 
geben, gilt es, die Rechtsprechung voll auf die Höhe 
der objektiven Erfordernisse unserer gegenwärtigen 
Entwicklung zu heben und den Prinzipien unserer Ge­
setzlichkeit und Gerechtigkeit volle Geltung und ein 
hohes Ansehen zu verschaffen, das den westdeutschen 
Urlrechtsstaat weithin überstrahlt. 
In der Praxis mancher Richter und Staatsanwälte gibt 
es jedoch noch Unzulänglichkeiten, die ihre Ursache 
in folgendem haben: 
Erstens wird noch nicht genügend erfaßt, daß- in 
dem Maße, wie die sozialistische Umwälzung voran¬

)' schreitet, auch die Bedeutung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit wächst und darin eine objektive Gesetz-

• mäßigkeit unserer sozialistischen Entwicklung besteht. 
Das heißt, daß die mit dem V. Parteitag der SED ein­
geleitete Etappe des Sieges des Sozialismus notwendig 

• eine höhere Stufe der sozialistischen Gesetzlichkeit 
bedingt. Es mangelt noch an der Erkenntnis, daß unsere 
Gesetzlichkeit ihrer Natur nach revolutionär̂  und 
humanistisch and insofern unvereinbar mit der bürger­
lichen Gesetzlichkeit ist. 
Zweitens wird noch nicht in vollem Maße die Be­
deutung der Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse 
für die Entwicklung und Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit In der Ubergangsperiode vom Kapi­
talismus zum Sozialismus erkannt Unverkennbar sind 
hier dogmatische Vorstellungen vorhanden, die uns 
daran hindern, die Gegenwart richtig zu verstehen3. . 

Drittens wird das Prinzip des demokratischen Zen­
tralismus in der rechtsprechenden Tätigkeit noch nicht 
so beherrscht und beachtet, wie es die staatliche Lei­
tungstätigkeit von uns erfordert. Das führt zu Ver­
stößen gegen das Prinzip der Einheitlichkeit und der 
strikten Wahrung der Gesetzlichkeit 
Dafür ein Beispiel: In einer Beratung beim Obersten 
Gericht mit Richtern und Staatsanwälten aus den Be­
zirken Halle, Leipzig und Suhl wurde über die grund­
sätzlichen Aufgaben unseres Strafrechts und über die 
Notwendigkeit einer Erhöhung der Qualität der Recht­
sprechung prinzipiell richtig diskutiert Die Behand- ; 
lung einzelner Strafsachen zeigte jedoch, daß einige 
Richter and Staatsanwälte versuchten, aufgetretene 
Mängel durch das Argument zu rechtfertigen, „die tag¬
liehe Praxis sei nicht so einfach" — was niemand be­
streitet— und man „könne nicht alle Zusammenhänge 
sogleich erkennen". 
Diese Argumentation bedeutet aber im Grunde genom­
men, die Möglichkeit und Notwendigkeit der höheren 
Qualität der Arbeit zu verneinen, die Erkenntnisse des 
Marxismus-Leninismus über die Erforschung der 
objektiven Wahrheit zu negieren und sich mit den 
noch vorhandenen Unzulänglichkeiten abzufinden. 
Worauf kommt es jetzt also an? 
Es geht darum, durch, das tiefere Verständnis der 
Bedeutung des gesellschaftlichen Umwälzungsprozesses, 
des Wesens und der Funktion des sozialistichen Rechts 
und der sozialistischen Gesetzlichkeit die notwendige 
höhere Qualität der Arbeit der Justizorgane zu er­
reichen. 
Hierzu sollen im folgenden einige Probleme dargelegt 
werden, die weiter zu durchdenken und zu vertiefen 
sind*: 
Das neue Recht der sozialistischen Demokratie 
Zum Wesen des neuen Rechts unserer sozialistischen 
Demokratie gehört, wie in der Programmatischen Er­
klärung betont wird, „die wahre Gerechtigkeit die 
nicht nur eine papierne Formel ist, sondern alle Be­
reiche des Lebens durchdringt". Solange aber im ge­
richtlichen Verfahren noch über die Köpfe der Men­
schen hinweggeredet und an Stelle der Überzeugung 
administrative Maßnahmen eingeleitet werden, solange 
im Strafrecht ungenügend differenziert wird und die 
in den Strafen enthaltenen erzieherischen Möglich­
keiten nur unzureichend ausgeschöpft werden, solange 
die sozialistischen Errungenschaften gegen die Angriffe 
der Feinde der Arbeiter-und-Bauem-Macht ungenügend 
geschützt werden — solange wird unsere Gerechtigkeit / 
entstellt 
Es muß Klarheit darüber bestehen, 

daß es eine objektive Gesetzmäßigkeit der Entwick­
lung der sozialistischen Gesellschaft ist daß in dem 
Maße, wie die sozialistische Umwälzung voran­
schreitet das sozialistische Recht weiter ausgebaut 
wird und die Bedeutung und die Rolle der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit wächst; 

1 Der BcschluB Ist in NJ 19S1 S. 7J veröffentlicht. 
3 Bericht des Ministers der Justiz an den Staatsrat, NJ 19« 
S. TS. 

-» vgl. hierzu Bentamin. Die Bedeutung des S. Plenum! and 
des Politbürobeschlusses vom Ii. Juli i960 für <«« Tätigkeit 
der Justtzorgane, NJ 19« S. 157 ff. 

• Zur Verbesserung der Qualität der Rechtsprechung bereitet 
das Oberste Gericht gemeinsam mit Vertretern der Kecha-
Wissenschaft eine Arbeitstagung über aktuelle Probleme 
Weser« und der Punktion der sozialistischen Gesetzlichkeit m 
der DDR. vor. Die In diesem Beitrag behandelten Problem« 

"werden zugleich auch Gegenstand der Arbeitstagung sein. 
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J die vom V. Parteitag der SED eingeleitete Periode 
ŷollentTalteten sozialistischen Aufbaus die 

Jterentwicklung der sozialistischen Demokratie 
fingt, die ihrerseits wiederum eine höhere Qualität 

„^Gesetzlichkeit und der sie durchsetzenden Praxis 
fordert; ;; . 
ß&"iälsj[Wesen.und die Entwicklungslinie des Rechts 
fij^JsÄalistischan Gesellschaft, wie sie in der Fro-

unrMttschen Erklärung dargelegt sind, vor allem 
Sn̂ whjrch''bestimmt werden, echte sozialistische 
-*-*̂ gen zwischen den Menschen zu schaffen und 

"tz'des Menschen der sozialistischen Epoche 

ng des sozialistischen Rechts und der 
beâ Gesetzlichkeit ist untrennbar mit dem 
u"" hen Umwälzungsprozeß in unserer Repu-
_ sar.-Becbt und Gesetzlichkeit sind selbst 

JH ä̂euglaich Hebel dieses Umwandlungs-
ÜDle.Feriode des vollentfalteten sozialistischen 
" -Vjsugleich die Periode der vollen Heraus-

"sozialistischen .Rechts als Instrument der 
^ âHer.tMensehen auf-den Weg ihrer eigenen 
wun£ der Uberwindung der Reste der bürgerlich-
glüjtischen. Vergangenheit und der Freisetzung 
r̂ seStigen und materiellen Kräfte zum Nutzen der 
"^"^k V z u m Wohle eines jeden ihrer Mitglieder. 

i? ? rti M ° 5 k a u e ^ Erklärung der kommunistischen 
Jd̂ Arboiterpnrteien hervorgehoben wird. Hat der 
* ^ - r ^ ^ n i K e n B e f p e i u n 5 des menschUchen Be-
J^f^S?^?0-.Überresten der bürgerlichen Idec-
"^yÄ'Ä?«*3 e r I« e n -Charakter. Erfolgreich in die-
n«jimB(^tz^lrkra,ünd das-Antlitz der Menschen 

iie .formen zu' helfen, ist wesent-
w _ ̂ Rexhts>;?j»f:y. t .vv--^ 

j ^ r a S ^ Ä i f e y a a ' d « Wesen des 
K%if ?i^iP«t?!»t,Tiie Interessen der ^^™<S^..«cUe«,rdeffl engen" und 
^^cn.tjlechtshorlzoot zu uber-

^ ^ ^ ^ ^ s ^ L ^ ^ ^ t i * ä a ü " d :ihren Lebens-L ^ - f i Ä ^ ^ r e S t c d e s k»P'taIfstischen st 
"^.•^.^'^«»««"«on-und sie auf die Stufe der 
^^n^Itatiaehcn GcsclUchaftspra-xis zu hoben! 
^^^Wgrammatlschcn Erklärung wird dieser Ce-
»g»-«: folgender Weise erweitert-

^ M ^ S ^ T ^ S C-t«llern ihres eigenen 
t^mctucTJf605 d C f RnnZCn C e «"s*n" erhebt. 

W*S**n*£ ^ * e r n ° U C S R o c h L a bri"St zum Aus-

A Mcns*<=n errichtet hat. ge-
W n ^ S i « ^ ^ t 8 e n J ^ e r a d s d l a a i ^ » Hilfe, der P ^ - ^ O c Ä , * ? ( d e r schnellen Verbesserung dj 

^ ^ ^ t ^ b T . d e s W o h l s t a n d e s 

^»riArif?« '«^!-^wir t t tc*ung der menschliche* 
BgliW GertchtZkZ' elnfV f r t aJ?''**« Rechts gehört 

^ r ^ J ^ p ^ ^ T V ' C'J°*Wcit. die nicht 
W^-toXtofrZr*1 u s t - 5 0 n d ^ »«e Bereiche des 

Ä Ä ^ \ S ' U " d
 *» »« ™ e n , e 

lllrgerliche R c c h T l d e r s T ± m . ? c h t m e h r " das 
"gtft der Allmacht £ U a t

f

 a u s I i ^ ™ «»d sie 
8£&Vön den Fesselnd* £ unterwerfen. sondern 
&lmmun B d« gcYelÄÄ8 beIra'en' d i e über' |5^«nc, jedan cinS^ ^ I l C h e n Entwi<*l"n3 mit 
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pitalismus in 
S.a. « r vo«-s~ammer am 4. Oktober 1350, 

der entscheidenden Sphäre der menschlichen TätM-e-f 
in der Sphäre der materiellen Produktion, zu schlaf 
so bedeutet das, bei der Beurteilung von Menschen auA 
davon auszugehen, wie sie sich in dieser entsch-id-rT 
den Sphäre der menschlichen Tätigkeit verhalten "in 
manchen Straf urteilen wird dieses wichtige Merkm-1 
des Verhaltens aber nicht genügend berücksichtigt 
Deshalb fordert der Beschluß des Staatsrates vom 
30. Januar 1961: 

„Die sozialistische Gesetzlichkeit verlangt die all­
seitige, genaue Beacfitung des gesetzlichen Tatbestan¬
des. Nur so kann der Grad der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Rechtsverletzung erkannt werden Dazu 
gehört die gründliche Untersuchung aller objektiven 
Umstände und Folgen der Straftat und der Persön­
lichkeit des Täters, seiner Entwicklung, seines Be-
wuGtseinsstandes und seines gesellschaftlichen Ver­
haltens."1 

Wir wissen aber, daß die Überwindung alter Vorstel­
lungen und Gewohnheiten sich unter Schwierigkeiten 
und Widersprüchen vollzieht, weil sich das Bewußt­
sein der Mensdien nicht einheitlich, gradlinig und 
gleich schnell entwickelt. 
Die Grundsätze unseres neuen, sozialistischen Rechts 
treten uns vor allem In den nach dem V. Parteitag der 
SED geschaffenen sozialistischen Gesetzen, insbeson­
dere dem Gesetz über die landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften, den überarbeiteten Muster­
statuten, dem Richterwahlgeselz und dem Entwurf 
des sozialistischen Arbeitsgesetzbuches, anschaulich 
entgegen. Von diesen Grundsätzen müssen auch die im 
Entstehen befindlichen sozialistischen Gesetze, wie 
StGB, ZGB, FGB und ZPO, durchdrungen sein. 

•Wir müssen aber erkennen, daß wir die neuen sozia­
listischen Gesetzê  nur dann als Instrumente unserer 
gesellschaftlichen Umwälzung wirksam handhaben 
kunnen, wenn wir vonkommen ihr Wesen erkennen 
und ihre Anwendung beherrschen: Das heißt zugleich 
daß die Erfahrungen aus der Anwendung der neuen! 
sozialistischen Gesetze ständig sorgsam ausgewertet 
werden und die Lösung der Aufgaben der Gesetz­
gebung als Angelegenheit aller Justizfunktionäre und 
SechtswissenschaXtler erkannt wird. 

Die Bedeutung der Parteibeschlüsse für die Entwicklung 
und Festigung- des sozialistischen Rechts " 
und der sozialistischen Gesetzlichkeit 
Um das Verhältnis zwischen den Beschlüssen der mar­
xistisch-leninistischen Partei der Arbeiterklasse, dem 
sozialistischen Recht und der sozialistischen Gesetzlich­
keit richtig zu verstehen, muß davon ausgegangen wer­
den, daß das sozialistische Recht und die sozialistische 
Gesetzlichkeit ihre objektive Grundlage in der histori­
schen- Notwendigkeit selbst haben, die von der Partei 
der Arbeiterklasse entsprechend den jeweiligen Ent-
widvlungsbedingungen aufgedeckt und bewußt gemacht 
wird. Das- sozialistische Recht und die sozialistische 
Gesetzlichkeit dienen einzig und allein der Verwirk­
lichung der objektiven Gesetzmäßigkeiten der gesell­
schaftlichen Entwicklung. 
Davon ausgehend, muß bewußt gemacht werden, 

daß die Parteilichkeit unseres sozialistischen Rechts 
in der exakten Verwirklichung dieser objektiven 
GesetzmüGislceitan besteht, 
daß es keine Parteilichkeit in der Anwendung des 
sozialistischen Rechts außerhalb dieser historischen 
Notwendigkeit gibt, 
daß Parteilichkeit und Gesetzmäßigkeit der gesell­
schaftlichen Entwicklung im sozialistischen Recht 
eine untrennbare Einheit bilden, 
daß Verstöße gegen das sozialistische Recht und die 
sozialistische Gesetzlichkeit der sozialistischen Gesell-

5 NJ ixi s. u (Hervorhebung von uns - D. Verl.). 



Schaft wesensfremd und mit der Entwicklung unver-
' einbar sind und 
daß — wie Lenin uns lehrt — die geringste Ungesetz­
lichkeit eine Lücke ist, die von den Feinden aus­
genutzt wird.-

In ihren Beschlüssen wendet die Partei der Arbeiter­
klasse die Leitsätze des Marxismus-Leninismus schöp­
ferisch auf die allgemeinen Gesetzmäßigkeiten der 
gesellschaftlichen Entwicklung entsprechend den ge­
gebenen politischen, ökonomischen und ideologischen 
Verhältnissen an. 
Die Beschlüsse der Partei als Ausdruck der erkannten 
und bewußtgemachten objektiven Erfordernisse unserer 
revolutionären Umgestaltung sind das feste Fundament, 
auf dem das sozialistische Hecht gegründet ist. So sind 
die Beschlüsse, des V. Parteitages der SED, die insbeson» 
dere in den folgenden Plenartagungen des Zentral­
komitees der SED sowie in der Programmatischen Er­
klärung des* Vorsitzenden des Staatsrates und im Be­
schluß des Staatsrates vom 30. Januar 1961 weiter­
entwickelt und konkretisiert wurden, die Grundlage 
für die neue Etappe unseres sozialistischen Rechts, 
dessen Anwendung und Verwirklichung. Ausgehend 
von den Beschlüssen der Partei der Arbeiterklasse, 
nimmt das sozialistische Recht die Gesetzmäßigkeit der 
gesellschaftlichen Entwicklung in sich auf. Die Durch­
setzung der Prinzipien der sozialistischen Gesetzlich­
keit Ist nicht von der Durchsetzung der führenden Rotte 
der Partei der Arbeiterklasse beim Aufbau der sozia­
listischen Gesellschaft zu trennen. Das soll an einem 
Beispiel klargemacht werden: Bereits anläßlich des 
10. Jahrestages der Vereinigung der KPD und der SPD 
hat der Erste Sekretär des Zentralkomitees der SED, 
Genosse Walter Ulbricht, erklärt: 

„ , Aber wenn Leute dummes Zeug reden oder 
..Gerüchte verbreiten, dann muß man sich auf der 
'Stelle mit ihnen auseinandersetzen, ohne die Krimi­
nalpolizei zu T̂ tt"» zu nehmen."' 

Wenn in "der Praxis der Gerichte wegen solcher Fälle 
unter Berufung .auf eine formale Tatbestandsmäßigkeit 
noch Strafverfahren eingeleitet und durchgeführt wer­
den, so Hegt hierin ein Verstoß gegen die Beschlüsse 
der Partei. Solche falschen Entscheidungen können nur 
ergehen, wenn die Gesetze von den Beschlüssen der 
Partei isoliert werden. Es geht also darum, im Prozeß 
der Oberwindung der alten Ideologie, die durch die 
Einflüsse aus Westdeutschland und Westberlin weiter 
genährt wird, die jeweils geeigneten gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Mittel und Methoden einzusetzen, 
um die in der Staatsratserklärung enthaltene Forderung 
unserer Gerechtigkeit zu erfüllen, »daß wir solche Men­
schen geduldig überzeugen und erziehen, die noch nicht 
in vollem Umfange ihre Verantwortung gegenüber der 
Gesellschaft erkannt haben"7. 
Die enge Verbindung zwischen den Beschlüssen der 
marxistisch-leninistischen Partei und dem sozialisti­
schen Recht darf aber nicht zur Negierung der objek­
tiven Funktion des sozialistischen Rechts führen. Mit­
tels des 'sozialistischen Rechts werden die von der 
marxistisch-leninistischen Partei herausgearbeiteten 
objektiven Erfordernisse unseres Vorwärtsschreitens 
zum gesamtstaatlichen Willen, zum Willen des gesam­
ten Volkes erhoben. 
Vor allem in den Volksvertretungen erarbeiten sich 
die Werktätigen das Wissen um die Gesetzmäßigkeiten 
der gesellschaftlichen Entwicklung, lernen sie, alle 
Dinge selbst zu entscheiden, schmieden sie den gemein­
samen Willen, schaffen sie ihr Recht Hier offenbart 
sich das Wesen der, proletarischen Macht, »die allen 
offensteht, die alles vor den Augen der Masse macht, 
die der Masse zugänglich ist, die unmittelbar von der 
Masse ausgeht, ein direktes und unmittelbares Organ 

• Neues Deutschland vom 22. April 195«, S. 2. 
* Programmatische Erklärung, s. 4t, 

der Völksmassen und ihres Willens"" Deshalb bezeich­
nete Lenin die Sowjetmacht als die »organisatorische 
Form der Diktatur des Proletariats, der Diktatur der 
fortgeschrittenen Klasse, die Millionen und aber Millio­
nen der Werktätigen und Ausgebeuteten zum neuen 
Demokratismus, zur selbständigen Teilnahme an der 
Verwaltung des Staates emporhebt, die auf Grund 
eigener Erfahrung in der disziplinierten und klassen­
bewußten Vorhut ihren zuverlässigen Führer sehen 
lernen"". 
In der Tätigkeit der Volksvertretungen kommt zum 
Ausdruck, wie die historische Notwendigkeit durch die 
Schöpferkraft der Massen verwirklicht wird. Sie wird 
auf jeder neuen Entwicklungsstufe immer vollkomme­
ner realisiert und schlägt sich unmittelbar im sozia­
listischen Recht nieder, das nun selbst Ausdruck des 
gewachsenen Bewußtseins der Massen, ihrer sozialisti­
schen Lebenspraxis und zugleich Hebel ist, um alle 
Mitglieder der Gesellschaft zur sozialistischen Praxis 
zu führen*. Das sozialistische Recht ist von den Volks­
vertretungen nicht zu trennen, weil steh In ihm die 
Machtvollkommenheit des Volkes, die wirkliche Volks- -
Souveränität, prägnant manifestiert. 
Durch die sozialistischen Gesetze werden die objektiv 
notwendigen Schritte 'unserer sozialistischen Umwäl¬
zung mit der ganzen Kraft der Arbelter-und-Bauern-
Macht verwirklicht Auf dieser Grundlage vollzieht 
sich die sozialistische Praxis. - " 
Die ErhBhung der Qualität der Arbeit der Jnstizorgane 
— eine objektive Notwendigkeit für die Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit ~''~'-Mk. 
Die Verbesserung der Arbeit der Justizorgane, die 
Durchsetzung des neuen, sozialistischen Arbeitsstils, Ist 
eine objektive Notwendigkeit Die höhere Qualität 
unserer Arbeit verlangt: " 

erstens ein tieferes Eindringen in das Wesen der 
historischen Entwicklungsprozesse, 
zweitens volles Verständnis der Rolle der sozia­
listischen Staatsmacht und Ihres Rechts als entschei­
dendes Instrument zur bewußten Vollziehung der 
revolutionären Umwälzung, 
drittens Einordnung der Arbeit der Justizorgane, 
vor allem ihrer Rechtsprechung, in die gesamtstaat­
liche Leitungstätigkeit — die komplexe Arbeitsweise 
unter strikter Wahrung der EBizeiverantwortiichkeit 

Die Richter und Staatsanwälte haben in der Vergangen­
heit große Anstrengungen unternommen, diese Auf­
gaben zu meistern, und sind dabei ein gutes Stück vor­
angekommen. Gleichwohl muß die Feststellung getrof­
fen werden, daß die Qualität der Rechtsprechung nicht 
im Verhältnis zu den Anstrengungen gewachsen ist 
Manche Richter und Staatsanwälte haben die an sich 
richtige Losung „Der Siebenjahrplan ist unser Arbeits­
plan" falsch verstanden. Sie haben den neuen Arbeits­
stil' - obwohl ständig davor gewarnt wurde — öko­
nomistisch aufgefaßt und ihn als etwas Zusätzliches, 
neben der Rechtsprechung Stehendes angesehen. Sie 
sind' in den Fehler einer operativen Vielgeschäftigkeit 
verfallen, so daß ihre Kraft für die weitere Verb esse-
rung der Rechtsprechung nicht ausreichte Bereits Mitte" 
des Jahres 1960 hatte Streit die Korrektur dieses"; 
Zustandes gefordert11. 
Der Beitrag der Justizorgane zur Erfüllung, der öko­
nomischen Hauptaufgabe und des Siebenjahrplanes ist, 
und kann kein unmittelbar ökonomischer sein. Be­
kanntlich ist es die entscheidende Frage beim Übergang 

S Lenin. Werke. Bd. St. Berlin 1S5S. S. 344. 
» Lenin, Uber den ParteiauiSau, Berlin 1958, S. 5«. 10 vgl hierzu J. Lcymann, Zum Wesen des soztellsÜseM» Rechts in der DDR. Staat und Recht IS5S, Heft 11/12. S. 13TT. 11 streit. Zu einigen Fragen der Arbeit der strarverfolgun( Organe, NJ 1360 s. 3SJ S. 



»̂ Sozialismus, die soziaiistisdie Bewußtheit in die 
äen'zu tragen. Und gerade darin liegt der Beitrag 
'Gerichte zum Sieg des Sozialismus, zur Durch-
ung des Deutschlandplans des Volkes. Sie wirken 

Jfifcu-'-aer Rechtsprechung auf das Bewußtsein der 
lenschen ein und erziehen die Bürger zu disziplinier-
n̂ 'und verantwortungsbewußtem gesellschaftlichem 
"ideln. Ü̂ber diesen Weg tragen die Gerichte zur 
-eltigen'' Entfaltung der Produktivkräfte, zur Steige-
SgTder ^Arbeitsproduktivität und zur Stärkung der 

* * TlJemokratischen Republik bei. 
^Essune'dieser Aufgabe bedeutet im Prinzip kein 
Ĵntitatlves Mehr an Arbeit, sondern ein qualitatives 

ĵ ghitiSfr.itar Rechtsprechung, d. h. die Erhöhung der 
* ienschafüichkeit unserer Arbeit. Neuer Arbeitsstil 

•Justiz bedeutet, die Praxis der Gerichte auf den 
Ldes Marxismus-Leninismus zu stellen, d. h., Un­
gesetzlichkeit konsequent zu verwirklichen. 

itsTan anderer Stelle gesagt wurde, verlangt 
stische Gesetzlichkeit auch die gründliche 

uchürig aller objektiven Umstände und Folgen 
r3tat';Im Widerspruch zur objektiven Wirklichkeit 

B̂ Verfahren verletzen die sozialistische Gesetz-
Itjund widersprechen der wahren Gerechtigkeit; 
iben' auch keinen erzieherischen Wert. 

Jfd Vom Wesen unseres Rechts und der Gerech-
lî mufl[beachtet werden, daß jede einzelne Ent-

fdurigiein̂ wesentlicher .Faktor zur Herstellung 
"Hsoziallstischer Beziehungen zwischen der Gesell-

j'ilenvainxiwcn Ist. Die Arbeit mjt den Men-
jpff'tlähat; M 'Jeder "Sache'.- Zivil- oder Slraf-
K ^ ' ^ * i n ^ ^ ' " ^ - S i e £ ^ n m r w o l t ^ auch, daß 

lunĝ bestraft werden darf, 

gen̂ dos »Prinzip der 
Sf̂ SftM̂ JKonnikts'und damit 
*'^^r«ditlgkeit,"wenn z. B. 
-Jffi&r}Sabotage betrachtet 
71brfcbt' bereits vor längerer 

a^^^uotwenäläFehler auf wirtschaftlichem 
j.Mo/e'k tlv'zu untersuchen und nicht einlach 

*Seiboä«i,w.~rcdcn.*«" 
t lUctatiprechung kann nur dann als Hebel zur Gc-
,*"i'tjfichtiger Beziehungen zwischen dem einzelnen 

rCesoIlschaft werden, wenn im Einzelfall die 
«ĴVB Wahrheit aufgedeckt nichts abgeschwächt und 

Ŝflipjbauicht wird. Ein solches Urteil wird auch 
IraÜq̂ Wlrkung auf die Umgebung des Täters 

.... WOÖ dlo Menschen von der Wahrheit und Ge-
y.JäKwt"dbr:,EnUcheldung überzeugt sein werden. 

fU SinbeiUlchkcit der Gesetzlichkeit und die Sicherung 
«**t« der BOrger 

J muß Klarheit darüber geschaffen werden, 
|dBß die Einheitlichkeit unserer Gesetzlichkeit ein 
£*hcrncs Prinzip des demokratischen Zentralismus ist, 

•̂die Beachtung der örtlichen Besonderheit (im 
men der Gesetze) nicht ausschließt, sondern vor-

rttimv*nbedin8te Anerkennung der Gesetze ein . 
nŜ ur** d e r stilistischen Gesetzlichkeit 

, . ! ^ « r v e n s 2 u *
 u n s erer Gerechtigkeit ist. 

^Sfki-*^! 8 pesetzlichkeit verlangt die genaue 
Einhaltung und Verwirklichung der sozia­

le««; i T ^ r e - L e n l n h a t wiederholt darauf hin-
Ämif»-» Gesetze und Verordnungen im täglichen 
b.erkIäAfCWa!; » U n d verwirWicht werden müssen. 
inUtrflr £ d i e Sowjetmacht alles unternimmt. 

^ • »Gesetz nicht bloß auf dem Papier bleibe, 

» J«S ̂ . ' "vcrt j ' f W ° m A p r i l IM«. S. 2 (Hervorhebung 

sondern wirklich den Nutzen zeitige, den zu bringr-n 
es bestimmt ist"l!. 
Damit ist klar und unmißverständlich gesagt, daß es 
darauf ankommt, den in den Gesetzen formulierten 
staatlichen Willen in die Wirklichkeit umzusetzen, ihm 
gemäß bewußt zu handeln. Erst dann wird das Recht 
zu einem mächtigen Instrument der Staatsmacht bei 
der sozialistischen Umwälzung und trägt zur sozialisti­
schen Bewußtseinsbildung der Bürger bei. 
Wenn das Cesetz entsprechend seinem Wesen und 
seiner konkreten Aufgabenstellung exakt verwirklicht 
wird, dann wird das sozialistische Recht auch parteilich 
und gerecht angewandt, dann bilden Gesetzlichkeit, 
Parteilichkeit und Gerechtigkeit eine dialektische Ein­
heit Jeder Versuch, irgendwelche Kriterien für die 
Parteilichkeit der sozialistischen Gesetzlichkeit außer­
halb des Wesens und der gesellschaftlichen Funktion 
des sozialistischen, Gesetzes zu finden, kann In der 
Konsequenz nur zu einer Subjektivierung des Rechts 
führen. 
Der häufigste Verstoß ist die Verletzung der Einheit­
lichkeit der sozialistischen Gegesetzlichkeit wegen ver­
meintlicher örtlicher Besonderheiten, die bei genauer 
Prüfung die Entscheidung und ihr Ergebnis nicht recht­
fertigen. Wegen vermeintlicher örtlicher Besonder­
heiten oder aus mangelnder Staatsdisziplin werden 
aber auch Weisungen der zweiten Instanz — die aller­
dings geeignet sein müssen, die Eigenverantwortlichkeit 
der Instanzgerichte zu stärken — oft nicht oder nicht 
richtig befolgt Ein solcher Fall der Verletzung der 
Gesetzlichkeit und der Staatsdisziplin findet sich in 
dem Urteil des BG Leipzig vom 4. - Juli 1958 
— 2 S 303/57 —. Das Oberste Gericht hatte in einem 
Kassationsurteil ausgesprochen, daß der klägerische 
Anspruch rechtlich als Bereicherangsanspruch zu beur-

• teilen ist wenn gewisse Einwendungen des Verklagten 
widerlegt werden. Obwohl im anderweitigen Verfahren 
vor dem Bezirksgericht sich diese Einwendungen als 
unbegründet herausstellten, erklärte der Senat er 
lehne die im Kassationsurteil enthaltene Rechtsauffas­
sung des Obersten Gerichts ab. Selbst wenn die 
Ansicht des Obersten Gerichts falsch gewesen wäre, 
hätte das Bezirksgericht dieser Ansicht doch folgen 
müssen; es hätte lediglich eine Kassation anregen 
können. Selbst ein anderer Senat des Oberste.! Gerichts 
wäre übrigens" gehalten gewesen, das Plenum des 
Obersten Gerichts anzurufen". 
Es wird auch oft nicht beachtet, daß die vom Obersten 
Gericht getroffenen Entscheidungen verbindlich sind. 
So haben z. B. das Kreisgericht Karl-Marx-Stadt 
(Stadtbezirk VI) und auch das Bezirksgericht Karl-
Marx-Stadt in Übereinstimmung mit der in der An­
klageschrift vertretenen fehlerhaften Auffassung einen 
Angeklagten wegen Steuerhinterziehung nach §§ 29, 
30 StEG in Tateinheit mit § 396 Abgabenordnung ver­
urteilt. Sie haben damit unter Überschreitung ihrer 
Befugnisse die Strafbestimmung des § 396 AbgO prak­
tisch außer Kraft gesetzt. Indem sie ihr Urteil ent­
gegen ihnen bekannten Entscheidungen des Obersten 
Gerichts getroffen haben, haben sie die Einheitlichkeit 
der Rechtsanwendung und damit zugleich die Interessen 
der betroffenen Bürger verletzt1'. 
Die unbedingte . Sicherung und Gewährleistung der 
Rechte und Pflichten der Bürger ist eine der wichtig­
sten Funktionen der sozialistischen Gesetzlichkeit Das 
entscheidende und grundlegende Recht der Bürger un­
serer Republik ist die Mitwirkung an der bewußten Ge­
staltung des gesamten wirtschaftlichen, kulturellen und 

!•" Lenin, Ausgewählte Werke in zwei Bänden. Moskau 1947. 
Bd.:, S. C29. 
l'i Das Kassationsurteit des Obersten Gerichts In dieser Sache 
ist mit einer Anmerleuns von Erler in NJ 19SI S. 164 tl. \rer- 
öftentlicht. 
W Das Kassationsurteil des Obersten Gerichts in dieser Sache 
Ist in NJ 1961 S. 70 veröilenUieht. 
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vor allem politisch-staatlichen Lebens unserer Repu­
blik. „Es bringt am sichtbarsten die tiefgreifende 
Umwälzung zum Ausdruck, die in der Lage des 
werktätigen Volkes gegenüber den früheren Herr­
schaftsverhältnissen in Deutschland vor sich gegangen 
ist. Die werktätigen Menschen sind zum Herrn des 
Landes geworden und üben diese Herrschaft immer 
bewußter und immer besser aus, indem sie immer 
aktiver und tatkräftiger ihre Rechte verwirklichen.-» 
-Deshalb ist die weitere Entwicklung unserer sozia­
listischen Rechtspflege auch nicht zu erreichen ohne die 
weitere Einbeziehung der Werktätigen in die Tätigkeit 
der Justizorgane, ohne die volle Orientierung darauf, 
die Herzen aller Menschen für den Sieg des Sozialis­
mus' zu gewinnen. • 
Jf Programmatische Erklärung, S. M. 

Verleihung des Vaterländischen Verdienstordens' " 
in Würdigung seines beispielhaften Kampfes gegen den 
Faschismus und für den Aufbau der Deutschen Demo. ~ 
kratischen Republik erhielt 

Walter Kampfrad 
Staatsanwalt des Bezirks Leipzig 

anläßlich seines 60. Geburtstages den Vaterländischen 
Verdienstorden in Silber. 
Wir beglückwünschen den Genassen Kampfrad zu dieser 
hohen Staatsauszeichnung. 

ANDRE BERGER, Berlin 

Die Lösung der Westberlin-Frage 
steht auf der Tagesordnung 

In voller Einmütigkeit stellten die in Moskau anwesen­
den Vertreter von 81 kommunistischen und Arbeiter­
parteien in ihrer historischen Erklärung vom Novem­
ber 1960 im Zusammenhang mit der Darlegung des 
Problems von Krieg und Frieden fest, daß „Westberlin 
in einen Herd internationaler Provokationen verwan­
delt''1 wurde. Dementsprechend nannten sie auch unter 
den Aufgaben, die vor allem gelöst werden müssen, 
damit der Friede gesichert wird, die Umwandlung 
Westberlins Jn_eine_entmiUtarisiertê Ereie_Stadt?̂  
Die Entwicklung der anomalen Lage in Westberlin, ins­
besondere in der letzten Zeit, und der Amtsantritt einer 
neuen Regierung in den USA lassen es berechtigt er­
scheinen, einige Aspekte der Westberlin-Frage und ihrer 
Losung im Zusammenhang mit den Erfordernissen der 
Erhaltung des Friedens zu betrachten. 
Noch stehen wir am Anfang eines Jahres, dessen Ereig­
nisse zu einem guten Teil die gesamte Entwicklung der 
Beziehungen zwischen dem sozialistischen und dem 
kapitalistischen Lager beeinflussen werden. Schon heute 
steht fest, daß es ein Jahr wird, das, wie kaum ein an­
deres zuvor, gebieterisch konstruktive Schritte zur Min­
derung der internationalen Spannungen und zur Ver­
ständigung erheischt, wenn verhindert werden soll, daß 
der kalte Krieg in einen heißen, einen atomaren Welt­
brand umschlägt. 
Die gegenwärtige internationale Situation weist nicht 
wenig Spannungsherde auf. Einer der gefährlichsten 
ist die Frontstadt Westberlin. Entstanden vor. über 
einem Jahrzehnt durch die faktische Abspaltung West­
berlins von Ostdeutschland, ist die Westberlin-Frage seit 
über zwei Jahren unmittelbar Gegenstand internatio­
naler Diskussionen. Ihre Lösung wurde durch die Ent­
wicklung in Westdeutschland, das Wiedererstehen des 
deutschen Militarismus, seine Kriegsrüstung und sein 
Streben nach atomaren Vernichtungswaffen, durch seine 
Aggressionspläne sowie durch die von Jahr zu Jahr 
verstärkten Versuche, Westberlin in diese Pläne ein-
zubeziehen und für den Kampf gegen die Deutsche De­
mokratische Republik und die anderen sozialistischen 
Staaten zu mißbrauchen, auf die Tagesordnung gesetzt. 
Das Erfordernis, die auf Grund dieser Entwicklung her­
aufbeschworenen Gefahren zu beseitigen, führte zur 
Genfer Außenmihisterkonferenz der sechs Mächte im 

Sommer 1959. Die Konferenz erörterte den Vorschlag 
zur Umwandlung Westberlins in eine entmilitarisierte 
Freie StadP und die Hauptelemente einer Regelung*. In 
Genf mußten die Westmächte die Anomalität und Ge­
fährlichkeit der Lage in Westberlin anerkennen und die 
Dringlichkeit einer Lösung bestätigen5. 
Seitdem bat sich in Regierungskreisen der Westmächte 
die Erkenntnis mehr und mehr verbreitet, daß eine Re­
gelung für Westberlin unumgänglich ist und nicht zu¬
letzt auch im Interesse~der Westmächte liegt Der bri- ; 
tische Premierminister Macmillan erklärte vor eini-' 
ger Zeit erneut, daß die britische Regierung Verhand­
lungen auf einem Gipfeltreffen im Frühjahr 1961 über 
die Westberlin-Frage für notwendig hält, da diese „ein 
potentiell gefährliches Problem vom östlichen wie vom 
westlichen Standpunkt aus" ist0. Der außenpolitische Be­
rater Kennedys im Wahlkampf und heutige Unter­
staatssekretär im amerikanischen Außenministerium, 
ehester B o w 1 e s , stellte zum gleichen Zeitpunkt be­
züglich der Westberlin-Frage fest, daß „niemand die Lage 
dort angenehm (ist)". Sie sei „gefährlich" für die USA, 
„beunruhigend" für die Sowjetunion und „enttäu­
schend... tatsächlich für alle Deutschen"7. 
Die Feststellung Kennedys in seiner „Botschaft über* 
die Lage der Nation'", daß „in allen gegenwärtigen 
Hauptkrisengebieten die Ereignisse uns davongelaufen • 
sind und die Zeit nicht für uns gearbeitet hat", und vor: 
allem seine Forderung, von neuem zu beginnen3, müssen, 
auch für das Westberlin-Problem gelten. Auf seiner 2.' 
Pressekonferenz nach Übernahme der Amtsgeschäfte 
bezeichnete Kennedy Westberlin als „Krisenherd"11«'. 

' Alle diese zitierten Äußerungen, die für zahlreiche an-, 
dere stehen, lassen eine gewisse Bereitschaft erkennen, 
die Realitäten beim Namen zu nennen. Sie, insbeson­
dere die Worte Kennedys, sind Zeichen, die Hoffnun-

* Erklärung der Beratung von Vertretern der kommunisti­schen und Arbeiterpartelen (November i960), Berlin 1SS1, S. 29. 
* a. a. O., S. 34. 

3 vgl. Schön. Der Vorschlag zur Umwandlung Westberlins» eine entmilitarisierte Freie Stadt, Deutsche AuflenpoHti*, Sonderheit IV/1959. S. 34 fl. 
* vgl. Voß, Was woUten die Westmächte In Cent erreichen T, 
ebenda. S. 47 ff. v 

' S vgl. Kommunique' der Genler Auflenministerkonferenz vom 
S. August 1959. ND (Ausg. B) vom S. August 1859. ', ; 
6 Tagesspiegel vom IG. Oktober 1860. 
1 ehester Bowles, GroBeuropa vom Atlantik bis zum Wjj Außenpolitik lsso, Helt 10, S. 639. J 
> ND (Ausg. B) vom 31. Januar 19«. '' -ja 
> ND (Ausg. B) vom 25. Januar 1961. "3 
•>a Tagesspiegel vom 3. Februar 1961. 


